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Der Zusammenschluss aus
Wohlfahrtsverbänden, Gewerk-
schaft und Betroffeneninitiativen
ist am 2. Dezember in der
Berl iner Vertretung des Landes
Rheinland-Pfalz zum 20-jährigen
Bestehen zusammen gekom-
men. Für Beyer sind diese
beiden Jahrzehnte kein Grund zu
feiern, denn: „Wie könnte es
sein? Armut ist nur eines: ein
Skandal. Schließlich nimmt sie
Menschen Chancen, die andere
selbstverständl ich haben.“ Des-
halb werde die nak auch in
Zukunft „die gesellschaftl iche
Mahnung und politische Zu-
mutung“ bemühen.

Dr. Hans-Ulrich Bieler, ständiger
Vertreter der Bevollmächtigten
des Landes Rheinland-Pfalz,
erklärte: „Ohne die nak würde die
Armut in der Öffentl ichkeit weni-
ger thematisiert. “ Das Engage-
ment der nak ist aus seiner Sicht
durchaus ein Grund zu feiern.
Ärgerl ich sei dagegen, dass es in
Deutschland vermeidbare Armut
gibt. Das habe auch damit zu
tun, dass die Bundesregierung
den Regelbedarf niedrig hält.
Generel l seien Erwerbslose und
Alleinerziehende mit Kindern
unter 1 8 Jahren, kinderreiche
Famil ien, sowie Menschen mit
geringer berufl icher Qualifikation
besonders armutsgefährdet. Als
Maßnahme dagegen forderte

Seite 5
Kältehi lfe für Wohnungslose
ausweiten!
Impressum

Seite 6
Gesetzl icher Anspruch auf
Guthabenkonto im Bundesrat
Ergänzendes und Klarstel lung
zum P-Konto
Bundesrat: Mehr Kinderrechte

20 Jahre Nationale
Armutskonferenz

„Wir werden nicht aufhören, auf die verschämte Armut nebendem unverschämten Reichtum in diesem Land hinzuweisen“erklärte Thomas Beyer, Sprecher der Nationalen Armuts­konferenz (nak), in seiner Begrüßungsrede anlässlich derVeranstaltung „20 Jahre Nationale Armutskonferenz – (k)einGrund zu feiern?“.

Bieler „einen Mindestlohn, der
tatsächlich einer ist“. In seinen
Augen ist die Bekämpfung von
Armut nicht nur eine Frage der
Gerechtigkeit, sondern auch eine
der Freiheit.

Walter Hanesch, Professor für
Gesellschaftswissenschaften und
soziale Arbeit an der Hochschule
Darmstadt und Gründungsmit-
gl ied der nak, beklagte in seinem
Referat, in dem er unter anderem
die Lissabon-Strategie beleuch-
tete, dass die deutsche Sozial-
pol itik keine Armutspolitik bein-
halte. Zwar habe sich die Re-
gierung zum Ziel gesetzt, bis
zum Jahr 2020 die Zahl der
Langzeitarbeitslosen in Deutsch-
land um 330.000 Menschen zu
reduzieren. Damit bekämpfe man
ledigl ich die Beschäftigungs-
armut, nicht aber die materiel le
Armut. Schließlich nähme die
Zahl der working poor in diesem
Land stetig zu. Zur nak sagte er:

„Das Besondere und Wichtige an
der nak ist, dass die deutschen
Spitzenverbände der Freien
Wohlfahrtspflege und die Betrof-
fenen-Initiativen dort gleichbe-
rechtigt an einem Tisch sitzen.“
Für die Zukunft gab Hanesch der
nak auf den Weg: „Sie muss ein
kritisches Sprachrohr der Armen
bleiben.“
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schaft und Betroffeneninitiativen
ist am 2. Dezember in der
Berl iner Vertretung des Landes
Rheinland-Pfalz zum 20-jährigen
Bestehen zusammen gekom-
men. Für Beyer sind diese
beiden Jahrzehnte kein Grund zu
feiern, denn: „Wie könnte es
sein? Armut ist nur eines: ein
Skandal. Schließlich nimmt sie
Menschen Chancen, die andere
selbstverständl ich haben.“ Des-
halb werde die nak auch in
Zukunft „die gesellschaftl iche
Mahnung und politische Zu-
mutung“ bemühen.

Dr. Hans-Ulrich Bieler, ständiger
Vertreter der Bevollmächtigten
des Landes Rheinland-Pfalz,
erklärte: „Ohne die nak würde die
Armut in der Öffentl ichkeit weni-
ger thematisiert. “ Das Engage-
ment der nak ist aus seiner Sicht
durchaus ein Grund zu feiern.
Ärgerl ich sei dagegen, dass es in
Deutschland vermeidbare Armut
gibt. Das habe auch damit zu
tun, dass die Bundesregierung
den Regelbedarf niedrig hält.
Generel l seien Erwerbslose und
Alleinerziehende mit Kindern
unter 1 8 Jahren, kinderreiche
Famil ien, sowie Menschen mit
geringer berufl icher Qualifikation
besonders armutsgefährdet. Als
Maßnahme dagegen forderte

Dieser Frage stel lten sich leider
nur wenige Personen aus
Verbänden, den Kommunen, der
Politik, den Medien und der
Wirtschaft. Fast die Hälfte der
angemeldeten Personen
erschienen nicht – häufig ohne
Abmeldung. Auch die Anfrage
auf ein kurzes Statement zur
Frage „Sind 20 Jahre Nationale
Armutskonferenz ein Grund zu
feiern?“ gestaltete sich zu einem
schweren Stück Arbeit. Mehrfach
musste erinnert, dafür geworben
oder Erklärungen abgegeben
werden. Fast so, als würde ein
unmoralisches Angebot gemacht.

Al l diese Menschen hier zu
nennen und sie öffentl ich
anzuprangern, würde viel leicht
meiner Enttäuschung und Wut
gerecht, würde viel leicht zu
etwas Scham beitragen, aber
würde es den Betroffenen
nutzen? Würde es zu mehr
Beschäftigung mit Armut und
sozialer Ausgrenzung führen und
zu Handlungen gegen Armut?

Ich glaube es nicht und von
daher möchte ich mich an dieser
Stel le bei zwei Personen
bedanken, die auf die Anfrage
direkt, spontan und völl ig
unkompliziert antworteten und
deren Aussagen hier noch
einmal aufführen:

Michael Schleicher, Leiter desWohnungsversorgungsbetrie­bes der Stadt Köln:

20 Jahre Nationale Armutskonferenz (k)ein Grund zu feiern?

„Eine eigene, bezahlbare
Wohnung, mit zeitgemäßer
Sanitärausstattung, steht jedem
Menschen zu! Diese Wohnung
schafft die existentielle
Grundlage und ist Voraussetzung
zum Erhalt der Menschenwürde.
Ich wünsche der Nationalen
Armutskonferenz, dass es keine
20 Jahre dauert, bis dies
umgesetzt werden kann.“

Freie Plätze für die Politik

Gabriele Schmidt: Ministeriumfür Arbeit, Integration und So­ziales des Landes NRWGrundsatzfragen Soziales
„Am liebsten hätte ich der nak –
nach 20 Jahren Kampf gegen
Armut – zu ihrer Auflösung gratu-
liert. Die nak hätte ihr Ziel er-
reicht und wir würden in einer
sozial gerechteren Gesellschaft
leben. Stattdessen gratuliere ich
der nak zu ihrer Hartnäckigkeit,
ihrer Kreativität und zu ihren
beeindruckenden Aktionen ge-
gen Armut in Deutschland.
Ich danke für ihr Engagement
und wünsche allen Mitgliedern
und Unterstützerinnen weiterhin
viel Kraft, Durchhaltevermögen,
aber auch Optimismus und freue
mich auch in Zukunft auf eine
gute und vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit.“

Die Nationale Armutskonferenz
wurde 1 991 als deutsches Mit-
gl ied des Europäischen Armuts-
netzwerkes (European Anti Po-
verty Network - EAPN) gegrün-
det. Den Anstoss hierzu gab die
Europäische Kommission, wel-
che anfänglich auch die För-
derung der europäischen Netz-
werke übernahm.

EIN RÜCKBLICK

Ziel war und ist es Armut zu
überwinden und zu bekämpfen,
in dem sie über Armut und deren
Auswirkungen aufklärt, eine ver-
änderte Politik fordert, welche
den Menschen im Blick hat und
für die Umsetzung des Grund-
gesetzes sorgt sowie Selbsthi lfe-
ansätze der von Armut betrof-
fenen oder bedrohten Menschen
unterstützt.

Hierzu haben sich die Spitzen-
verbände der Freien Wohlfahrts-
pflege, der Deutsche Gewerk-
schaftsbund sowie die bundes-
weit tätigen Fachverbände und
Selbsthi lfeorganisationen zusam-
mengeschlossen.
In den letzten 20 Jahren hat sich
der Kreis der Mitgl ieder erweitert,
da sich bedingt durch die zu-
nehmende Armut, auch mehr
Landesarmutskonferenzen und
weitere Verbände gegründet ha-
ben, welche sich bundesweit ge-
gen Armut einsetzen.

Hervorzuheben sind auch Wis-
senschaftler wie Prof. Dr. Walter
Hanesch, der die Nationale
Armutskonferenz mit gründete
und in seinem Vortrag über die
Armutsbekämpfungsstrategien in
Europa und Deutschland auch
auf das schwierige Verhältnis
zwischen den Verbänden der
Freien Wohlfahrtspflege und der
Nationalen Armutskonferenz ein-
ging. Schwierig vor al len Dingen
aufgrund des unterschiedl ichen
Selbstverständnisses der Spit-
zenverbände der Freien Wohl-

M. Hofmann, stellv. Sprecherim der nak

Ein Beitrag von Michaela Hofmann, stellvertretende Sprecherin der nak
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Den Fragen, ob sich die
Sichtweise auf Armut und soziale
Ausgrenzung in den letzten 20
Jahren verändert hat oder ob
sich Armut 1 991 anders an-
gefühlt hat als heute und in
welcher Weise gesetzl iche
Bestimmungen zu einer Ver-
schlechterung der Lebenssitua-
tion beigetragen haben, ging ich
innerhalb des Programmpunktes:
„20 Jahre Armutserfahrung –
einmal anders“ nach.

Schon 1 991 titelte die Zeit:
„Armut im Wohlstand“ und ging
darauf ein, dass Armut in Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft
wenig Beachtung findet, zeigte
die schon damals vorhandene
Schere zwischen Arm und Reich
auf und stel lt die Frage nach
den Stel lschrauben. Hier ein Zitat
aus dem Artikel:

fahrtspflege, mit dem der Kampf
für verbesserte Lebensbedin-
gungen und „Armen eine Stimme
zu geben“ in Anspruch *genom-
men wird*

20 Jahre Nationale Armutskon-
ferenz waren auch immer von
Auseinandersetzungen, Konkur-
renzen und dem Austausch
unterschiedl icher Perspektiven
geprägt. Dennoch oder viel leicht
auch gerade aufgrund der
Unterschiedl ichkeiten und oft
kontroversen und polarisie-
renden Ansätze wie z.B. zum
Mindestlohn, der Höhe der
Regelsätze usw., ist es immer
wieder gelungen, „ein kritisches
Sprachrohr der Armen“ so Prof.
Hanesch zu bleiben.

Kurt Klose, stellvertretender nak-
Sprecher, stellte im Schlusswort fest:

„Mit derVeranstaltung ist Solidarität mit
den Betroffenen bewiesen worden.“

„Ob da vielleicht doch etwas in
unserem Wirtschafts, Sozial- und
Steuersystem nicht stimmt? Es
hat jedenfalls binnen zweier
Jahrzehnte bewirkt, daß die Kluft
zwischen den unverdient Armen
und den Gutverdienenden (von
den Reichen zu schweigen)
immer tiefer geworden ist und
zugleich von der Gesellschaft
kaum mehr wahrgenommen
wird. Die Armut teilt mittlerweile
das Schicksal der Arbeitslosig-
keit, auf die sie oft folgt: Wir
verdrängen und verschweigen
sie, wir tun beinah so, als sei sie
der Preis für den Wohlstand.
Wenn es so wäre, müßten wir
uns wohl schämen.“

Die Nationale Armutskonferenz
und viele Mitstreiterinnen und
Mitstreiter haben in den letzten
20 Jahren und insbesondere im
Europäischen Jahr gegen Armut
und soziale Ausgrenzung, wel-
ches 201 0 stattfand, Akzente
gesetzt, diskutiert, Forderungen
erhoben und die Zusammen-
hänge zwischen gesetzl ichen
Rahmenbedingungen und Armut
aufgezeigt. Die letzten Sparmaß-
nahmen (201 0 beschlossen), die
verschiedenen Ansätze von
Rentenreformen, die Gesund-
heitsreform und die Einführung
von Hartz IV, die nicht ver-
fassungskonformen Regelsätze
sind immer aufgegriffen und
deren Auswirkungen auf Men-
schen mit geringem Einkommen
verdeutl icht worden.
Der schwarze Peter sol lte wieder
dorthin, wo er hergekommen ist,
und nicht bei den Menschen
verbleiben, welche um ihre
Existenz kämpfen und Banken-
und Wirtschaftskrisen nicht zu
verantworten haben.

Angeprangert wurde auch immer
wieder die zunehmende Indivi-
dual isierung, die Privatisierung
von Armut und der damit zu-
sammenhängende Boom von
Initiativen der Armutsfürsorge wie
Tafeln, Kleiderkammern, Sup-
penküchen, Stiftungen für die
guten Ehrenamtl ichen oder
Reichen.

Gründungsmitgl ied Prof. Dr. Walter Hanesch

Ein optimistisches Resümee zu
ziehen oder gar zu sagen, die
Nationale Armutskonferenz kann
stolz sein auf…., fäl lt mir an-
gesichts meiner Reflexion der
letzten 20 Jahre schwer. Eher
bleibt bei mir eine Nachdenk-
l ichkeit zurück und die Frage:
Wie es gelingt, Politik, Wirtschaft,
Medien, Bürgerinnen und Bürger
dazu zu bringen, Armut und
soziale Ausgrenzung als gesell-
schaftl iches Problem zu begrei-
fen, welches durch aktives Han-
deln, Veränderungen von gesetz-
l ichen Rahmenbedingungen und
der Umsetzung all des Wissens
durch PISA, OECD usw. zu
bekämpfen ist.
Wer hierzu gute Ideen hat, setze,
sich doch bitte mit mir in
Verbindung.

Doch zum Schluss noch ein Blick
auf das, was die Nationale
Armutskonferenz für mich leistet
und leisten muss. Hierzu habe
ich ein Gedicht von Gerty Spies
ausgewählt, welches ich un-
kommentiert zur Verfügung
stel len möchte.

„Was ist des Unschuldigen Schuld -

Wo beginnt sie?

Sie beginnt da,

Wo er gelassen, mit hängenden

Armen

Schulterzuckend daneben steht,

Den Mantel zuknöpft, die Zigarette

Anzündet und spricht:

Da kann man nichts machen.

Seht, da beginnt des Unschuldigen

Schuld.“
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„Das Leben auf der Straße wird
untersagt, jeder wird mit einer
beheizten Unterkunft ausgestat-
tet, auch gegen seinen Wil len“,
kommentiert Máté Kocsis, der
„Parteikommissar für Obdach-
losenfragen“ der Regierungs-
partei Fidesz. Obdachlose sollen
mithi lfe des Gesetzes vor dem
Kältetod gerettet werden, be-
gründet Kocsis die Regelung. Sie
ist bereits seit Anfang Dezember
in Kraft.

Armut werde strafbar, sagen
NGO-Vertreter und der parla-
mentarische Ombudsmann für
Menschenrechte, Máté Szabó.
Er hat nun auch das Verfas-
sungsgericht eingeschaltet. Bei
Obdachlosigkeit handle es sich
um die Auswirkungen einer
sozialen Krise und nicht um die
persönliche Entscheidung des
Betroffenen, sagt Szabó.

Etwa 20.000 Ungarn sind Schät-
zungen des ungarischen Malte-
ser Hilfsdienstes zufolge obdach-
los. Schlafplätze gibt es landes-
weit aber nur 9000. In Budapest
bi lden sich vor den Asylen jede
Nacht Schlangen. Pro Nacht
müssen die Obdachlosen dort
einen kleinen Betrag bezahlen.
Zwei von zehn lehnen es nach
Malteser-Angaben allerdings ab,
in einem Heim untergebracht zu
werden. Sie ziehen leere Häuser,
Telefonzellen oder Parkplätze
vor.
Ferenc Matlari , Mitarbeiter der
Hilfsorganisation „Menhely Ala-
pítvany“, sieht die Arbeit der
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Weihnachten, das sogenannte
Fest der Freude, steht mal
wieder vor der Tür. Doch welche
Erwartungen werden damit
verknüpft und was kommen
außer Hartz IV noch für
Katastrophen auf uns zu. Alle
denken bei Weihnachten nur
noch an Geld und merken dabei
gar nicht, dass den Menschen
der Gemeinsinn abhanden ge-
kommen ist.
Die Ängste Weniger, Geld und
Macht zu verl ieren, stel len in-
zwischen alles auf den Kopf. Es
ist Weihnachten, aber der Tanz
ums goldene Kalb geht weiter.
Jeden Tag nur Börsenberichte,
statt die notwenige Konse-
quenzen zu ziehen. Jeder kämpft
für sich al lein.
Es ist die Respektlosigkeit vor
dem Leben und vor der Natur,
die den Menschen in unserer
Gesellschaft gesprägt hat. Täg-
l iches Leid ohne jegl iche Hoff-
nung. Hungersnöte, Armut, Krieg
und Ausbeutung und noch viel
mehr, sind Folgen unseres
Systems und machen uns hilf-
und sprachlos. Und diese Situa-
tion ist mittlerweile zur Normalität
geworden.
Es ist an der Zeit, Dinge zu
verändern. Zeit, miteinander eine
bessere Gesellschaft aufzu-
bauen. Wir brauchen eine
Revolution der Werte in unserer
Gesellschaft anstatt das Geld
über den Menschen und die
Natur zu stel len. jh

NGOs in Gefahr: „Die Obdach-
losen könnten in Wälder oder an
Plätze flüchten, wo Hilfe sie nicht
mehr erreichen kann. So würde
nur die sichtbare Obdachlosigkeit
abnehmen.“

Auch viele ungarische Hilfsor-
ganisationen sind in Bedrängnis
geraten: Vor Kurzem hat die
Regierung die Fördergelder
frisch vertei lt. Dabei kamen vor
al lem Fidesznahe Organisa-
tionen und kirchl iche Gruppen
zum Zug. Somit ist auch die
Obdachlosenhilfe ins Hinter-
treffen geraten. Die Zeitung
„Pester Llyod“ schrieb, erst auf-
grund der „schlagartigen Ein-
stel lung der Kooperation mit den
einschlägigen und erfahrenen
Hilfsorganisationen habe es
überhaupt erst zu einem solchen
Engpass kommen können“.

Die neue Regelung ist übrigens
nicht die einzige Neuerung für
Obdachlose: Bereits seit Anfang
2011 dürfen Kommunen selbst
entscheiden, ob sie das Wühlen
nach Essbarem in Mülltonnen mit
Geldbußen belegen.

Ungarn krimialisert Obdachlose
Obdachlosen droht Gefängnis, wenn sie auf derStraße übernachten.

Wien/Budapest/Ib/red. Obdachlosen weht in Ungarn künftig einrauer Wind entgegen: Das Parlament unter MinisterpräsidentViktor Orbán hat am Montagabend ein neues Gesetz überOrdnungswidrigkeiten beschlossen. Werden Obdachlose imZeitraum von sechs Monaten zweimal beim Kampieren auf derStraße erwischt, droht eine Geldbuße von bis zu 150.000 Forint(umgerechnet 500 Euro) oder eine Gefängnisstrafe. DieRegelung sieht eine Einschränkung vor: Die Strafe darf nicht inKommunen angewendet werden, in denen es keineHilfsangebote für Obdachlose gibt.

Liebe Leserinnen und Leser,

Bild: Stefan Bayer/pixelio.de

Die Redaktion wünscht
nachdenkliche Feiertage und ein

friedl iches Neues Jahr



Ausgabe 3 Dezember 2011 - Seite 5

Wir veröffentlichen auch
Leserzuschriften, behalten uns aber

redaktionelle Kürzungen vor

Redaktion:
Angela Whyte, Dietmar Hamann
Presserechtl ich verantwortl ich:

Jürgen Habich
24539 Neumünster, Segeberger Str. 40

netzeit@t-onl ine.de

Herausgeber
www.armutsnetzwerk.de

I m p r e s s u m

NNEETTZZEEIITT www.armutsnetzwerk.de

work und alle weiteren Formen
aufsuchender Hilfeangebote kön-
nen Leben retten. Aufmerksame
Mitbürger sol lten auf jeden Fall
mit der die Polizei verständigen,
wenn sie auf einen hilfebe-
dürfigen Wohnungslosen auf-
merksam werden“, so Thomas
Specht.

Die Migration von EU-Bürgern,
insb. aus den osteuropäischen
Mitgl iedsstaaten hat in den letz-
ten Jahren zugenommen. Eine
immer größer werdende Zahl
dieser Menschen landet irgend-
wann mittel los, wohnungslos und
krank auf der Straße. Das Recht
auf Leben und körperl iche Un-
versehrtheit steht jedem Men-
schen zu – unabhängig von der
Staatsangehörigkeit. Deswegen
müssen die Kommunen auch
Sorge dafür tragen, dass diese
größer werdende Gruppe woh-
nungsloser Migranten Zugang zu
menschenwürdigem Erfrierungs-
schutz erhält.

In den letzten Jahren hatte es, im
Verhältnis zur geschätzten Ge-
samtzahl der Wohnungslosen,
überproportional viele Kälteopfer
in Klein- und Mittelstädten ge-
geben. Aber es waren auch
wohnungslose Männer in Groß-
städten wie Berl in, Hamburg und
München erfroren. Noch immer,
so Thomas Specht, sei das
Hilfeangebot in vielen Kom-
munen unzureichend. Oft werde
überhaupt kein Hilfeangebot
vorgehalten oder der Aufenthalt
im Obdachlosenasyl werde
rechtswidrig befristet.

Da es in Deutschland keine
Statistik zur Wohnungslosigkeit
gibt, muss die BAG W die Zahl
der Wohnungslosen schätzen.
Laut BAG W ist die Zahl der
Wohnungslosen seit 2008 um
1 0% auf aktuel l 248.000 Per-
sonen gestiegen. Insbesondere
betroffen sind die sog. al leinste-
henden Wohnungslosen, deren
Zahl sogar um 1 5 % gestiegen
ist und von denen nun ca. 22.000
ganz ohne Unterkunft auf der
Straße leben.
Diese Menschen sind im Winter
besonders gefährdet. In den
letzten 20 Jahren starben min-
destens 272 Wohnungslose den
Kältetod. Sie erfroren im Freien,
unter Brücken, auf Parkbänken,
in Hauseingängen, Abrisshäu-
sern, in scheinbar sicheren Gar-
tenlauben und sonstigen Unter-
ständen.

Foto: DietmarMatthes

www.berber­info.de

In diesem Winter werden mehr Wohnungslose auf den Straßenleben als in den Jahren zuvor. Deswegen fordert die BAGWohnungslosenhilfe e.V., der Dachverband der Wohnungs­losenhilfe in Deutschland, dass die Kommunen die Kältehilfeentsprechend hochfahren.

Kältehilfe für Wohnungslose ausweiten!
BundesarbeitsgemeinschaftWohnunglosenhllfe mahnt
Grundrecht aufkörperliche Unversehrtheit an.

Grundrecht auf körperlicheUnversehrtheit
Jede Gemeinde in Deutschland
muss Wohnungslose unterbrin-
gen. „In unserem Grundgesetz
ist jedem das Grundrecht auf
körperl iche Unversehrtheit ga-
rantiert und es ist die Aufgabe
und Pfl icht der Städte und
Gemeinden im Rahmen ihrer
Zuständigkeit dieses Grundrecht
zu schützen“, erklärte Thomas
Specht, Geschäftsführer der
BAG W. „Die Städte und Ge-
meinden müssen ausreichend
viele Notunterkünfte bereithalten.
Aufgrund der gestiegenen Zahl
der Wohnungslosen sollten die
Kommunen verstärkt prüfen, ob
die getroffenen Vorkehrungen
ausreichend sind. Dies betrifft
auch die Qualität der Notüber-
nachtungsplätze.“

Nach Erfahrung der Wohnungs-
losenhilfe wird ein Teil der Be-
troffenen von den Angeboten
nicht erreicht. Viele sind physisch
und psychisch nicht in der
Verfassung sich in Massen-
unterkünften zu behaupten und
sich ggf. gegen Übergriffe und
Auseinandersetzungen durchzu-
setzen. Viele Angebote sind zu
weit abgelegen und werden
deswegen nicht erreicht, sind zu
früh überfül lt, bieten keine Auf-
enthaltserlaubnis tagsüber und
keine sichere Aufbewahrung der
Habseligkeiten.

Aufsuchende Hilfeangeboteund Notruf 112
Es sei den Kommunen bekannt,
dass Betroffene solche Quartiere
nicht annehmen, so die BAG W.
„Neben sicheren und menschen-
würdigen Übernachtungsplätzen
muss es großzügig geöffnete
Tagesaufenthalte geben. Street-
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Um allen Bürgerinnen und
Bürgern unabhängig von ihrer
finanziel len Situation die Teilhabe
am wirtschaftl ichen und sozialen
Leben zu gewährleisten, hat der
rot/grüne Senat eine gesetzl iche
Regelung zum Girokonto für
Jedermann in den Bundesrat
eingebracht.

Eine gesetzl iche Verpfl ichtung
zum Abschluss eines Zahlungs-
dienstevertrages gibt es bisher
nicht. In einigen Ländern ist ein
Kontrahierungszwang für die
öffentl ich-rechtl ichen Sparkassen
in den jeweil igen Sparkassen-
verordnungen geregelt. Für Pri-
vatbanken gibt es keine ge-
setzl iche Regelung. Der Zentrale
Kreditausschuss (ZKA) hat 1 995
eine Empfehlung für al le Kre-
ditinstitute, die Girokonten für
Verbraucherinnen und Verbrau-
cher führen, ausgesprochen. Der
Deutsche Bundestag hat 2002
die Bundesregierung beauftragt,
über die Umsetzung der Em-
pfehlung alle zwei Jahre zu
berichten. Diese Berichte sollten
als Grundlage für die Prüfung der
Notwendigkeit einer gesetzl ichen
Regelung dienen. In dem letzten
Bericht der Bundesregierung zur
Umsetzung der Empfehlung des
Zentralen Kreditausschusses

zum Girokonto für jedermann im
Jahre 2008 kommt die Bundes-
regierung zu dem Ergebnis, dass
die Empfehlung des ZKA nicht
ausreicht, um die Probleme zu
minimieren. Die Ursache dafür
wird insbesondere im unver-
bindl ichen Charakter der Em-
pfehlung gesehen, der die
Kreditinstitute zu nichts ver-
pfl ichtet. Es wurde ein Maß-
nahmenpaket vorgeschlagen,
welches einerseits die Reform
des Kontopfändungsrechts und
andererseits den Austausch der
ZKA-Empfehlung in eine rechts-
verbindl iche Selbstverpfl ichtung
vorsah.
Diese Verbesserungen lösten
aber nicht die Probleme konto-
loser, von Pfändungen bedrohter
Schuldner. Denn ohne ein
Girokonto bestehe auch nach
dem neuen Kontopfändungsrecht
kein Anspruch auf Führung eines
Pfändungsschutzkontos. Dies sei
um so schwerwiegender, als ab
dem 1 .Januar 201 2 der Zugriff
auf das Existenzminimum durch
Gläubiger nur noch durch Ein-
richtung eines Pfändungsschutz-
kontos verhindert werden kann.
Das alte Recht, welches Pfän-
dungsschutz auch ohne ein
Pfändungsschutzkonto gewährt,
läuft dann aus.

Gesetzlicher Anspruch auf
Guthabenkonto im Bundesrat
Hamburg will Guthabenkonto mit Basisfunktionen für jedermann.
Pfändungsschutzkonto soll ergänzende Regelungen zum
Leistungsumfang und den Kosten erhalten.

Foto: to.wi/flichkr.com

Ergänzendes undKlarstellung zum P­KontoPfändungsschutzrückwirkend
Die Landesarbeitsgemeinschaft
Schuldnerberatung Hessen e.V.
weißt extra darauf hin, dass die
Umwandlung in ein P-Konto
auch noch bei Ihrer Bank
beantragt werden kann, wenn Ihr
Girokonto bereits gepfändet ist.
Wird die Umwandlung in ein P-
Konto innerhalb von 4 Wochen
ab Zustel lung der Pfändung
vollzogen, dann gilt der P-
Kontoschutz rückwirkend - ab
Zustel lung der Pfändung.

Der zweite Baustein der
vorgesehenen Maßnahmen, die
Weiterentwicklung der Empfeh-
lung in eine rechtsverbindl iche
Selbstverpfl ichtung durch die
Kreditwirtschaft, sei hierdurch
jedoch nicht erfolgt. Dieser sol l
nun mit dem Gesetzesantrag
umgesetzt werden.

Bundesrat: Mehr Kinderrechte
Länderkammer will Kinderrechte im Grundgesetz verankern.

Die Länder möchten die spezi-
fischen Rechte von Kindern
stärken. Mit einer am 25. Nov-
ember gefassten Entschl ießung
haben sie daher die Bundes-
regierung aufgefordert, einen
Gesetzentwurf zur Änderung des
Grundgesetzes vorzulegen. Die-
ser sol l die Grundrechte der
Kinder, vor al lem den beson-
deren Schutz durch Staat und

Gesellschaft sowie das Recht auf
altersgemäße Anhörung, in al len
sie betreffenden Gerichts- und
Verwaltungsverfahren ausdrück-
l ich normieren. Im Gesetzge-
bungsverfahren sei auch zu
prüfen, inwieweit weitergehende
soziale Rechte der Kinder wie
das Recht auf Fürsorge, das
Recht auf Bildung und Chan-
cengleichheit sowie auf Entwick-

lung und Entfaltung der Persön-
l ichkeit normiert werden können.
Das Übereinkommen der Verein-
ten Nationen über die Rechte
des Kindes wurde am 20.
November 1 989 von der Voll-
versammlung der Vereinten
Nationen verabschiedet. In der
Bundesrepublik wurde diese
Konvention am 5. Apri l 1 992
gezeichnet. Auch in der Charta
der Grundrechte der Europä-
ischen Union vom 7. Dezember
2000 werden in Artikel 24
Kindern speziel le Rechte einge-
räumt.



kurz  &  knapp

Die niederländische Regierungs-
partei VVD wil l Aktivisten der
Occupy-Bewegung die Sozial-
hi lfe streichen. Der VVD-Politiker
Boudewijn Revis erklärte am
Samstag, die Regierung solle
Beamte in das Occupy-Lager
außerhalb von Den Haag
entsenden und prüfen, ob unter
den Demonstranten dort Emp-
fänger von staatl icher Hilfe
seien. „Wenn Sie wirkl ich zeigen
wollen, dass Sie eine bessere
Wirtschaft wollen, dann gehen
Sie arbeiten“, sagte Revis.

Die rechtsl iberale VVD führt die
konservative Regierungspartei in
den Niederlanden an. Aktivsten
der Occupy-Bewegung haben
außerhalb von Den Haag rund
25 Zelte errichtet. Sie fordern
eine Reform des Bankensektors
und eine gerechtere Vertei lung
der Einkommen.

Amsterdam/dapd
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Aspekte der öffentl ichen Förde-
rung sollten sowohl die indivi-
duel len Leistungsfähigkeiten und
Einschränkungen als auch die
unterschiedl iche Ausgestaltung
der Arbeitsbedingungen und Ar-
beitsumgebungen sein. Wichtig
ist, dass es sich um sinnvolle
Arbeit handeln sol l , die Existenz
sichernd für die Menschen im
öffentl ich geförderten Beschäfti-
gungssektor ist. Die Förderung
durch einen Beschäftigungs-
zuschuss für die Arbeitgeber,
kann dann durch einen Minder-
leistungsausgleichs analog der
Verfahren im Schwerbehinder-
tenrecht (SGB IX) erfolgen. Dies
sollte möglichst verwaltungsarm
und unkompliziert für Betroffene
und Arbeitgeber erfolgen, so der
Antrag der Regierungsfraktionen.

Die Länder möchten die spezi-
fischen Rechte von Kindern
stärken. Mit einer am 25. Nov-
ember gefassten Entschl ießung
haben sie daher die Bundes-
regierung aufgefordert, einen
Gesetzentwurf zur Änderung des
Grundgesetzes vorzulegen. Die-
ser sol l die Grundrechte der
Kinder, vor al lem den beson-
deren Schutz durch Staat und

Rot/Grün will sozialen Arbeitsmarkt
Personenkreis der mehrjährig arbeitslosen Menschen soll
analog dem Behindertenrecht in Arbeit.

Einsatz­ bzw. Beschäftigungsangebote können in gemeinwohl­orientierten Bereichen und auch in marktnahen Einsatzfeldernumgesetzt werden, um reelle Arbeitsbedingungen anstelle vonScheinbeschäftigungen zu schaffen. Dabei muss ein SozialerArbeitsmarkt Teil des regulären Arbeitsmarkts sein. Hierbeisollten die umfangreichen Erfahrungen, Maßstäbe und Grund­sätze der Arbeitsmarktförderung für Menschen mit Be­hinderungen genutzt und angewendet werden. So ein Antrag derRegierungsfraktionen von Rot/Grün in Nordrhein­Westfalen, derauch in den Bundesrat eingebracht werden soll.

Foto: Landtag NRWvon Captn Blaubaer

Eine Antwort aus demBundestag
Die Redaktion hat hierzu die
arbeitsmarktpolitische Sprecherin
von Bündnis 90/Die Grünen im
Deutschen Bundestag, Frau
Brigitte Pothmer (MdB) unter
abgeordnetenwatsch.de befragt.
Hier die Antwort:

Sehr geehrter Herr Habich,
haben Sie vielen Dank für Ihre
Frage, die ich Ihnen gerne be-
antworte. Ich habe mich dafür
auch mit meinen grünen Kolle-
ginnen und Kollegen in Nord-
rhein-Westfalen kurzgeschlos-
sen.

Ich glaube, dass hier ein kleines
Missverständnis vorl iegt, das ich
hoffentl ich aufklären helfen kann.
Wir Grünen und auch die Grünen
NRW fordern seit langem die
Einrichtung eines Sozialen Ar-
beitsmarkts, der für Arbeit-
suchende Beschäftigung und
Teilhabe bietet, die sonst auf
absehbare Zeit keine Chance auf
dem Arbeitsmarkt haben. Dazu
haben wir in Bund und Ländern
in den letzten Jahren zahlreiche
Initiativen vorgelegt.

Zur Finanzierung des Sozialen
Arbeitsmarkt schlagen wir
gemäß dem Motto "Arbeit statt
Arbeitslosigkeit" die Einführung
des sogenannten Passiv-Aktiv-
Transfers (PAT) vor. Die Idee
besteht kurz gesagt darin, das
Arbeitslosengeld I I , die Kosten
der Unterkunft, die Sozialver-

Kulturloge Marburgausgezeichnet
Bei vielen Famil ien wird zu
allererst am Freizeitvergnügen
gespart, wenn das Geld knapp
ist. Doch wie kann man Men-
schen mit geringem Einkommen
dennoch den Zugang zu kultu-
rel len Veranstaltungen ermög-
l ichen? Auf diese Frage hat die
Kulturloge Marburg e.V. eine
innovative Antwort gefunden und
wurde dafür nun mit dem Frei-
herr-vom-Stein-Preis 2011 aus-
gezeichnet. Der Freiherr-vom-
Stein-Preis, dotiert mit 25.000
Euro, würdigt innovative und
wegweisende Ideen zur zu-
kunftsfähigen Gestaltung der
Gesellschaft.

Seit der Gründung 201 0 hat der
Verein bereits 3.000 Plätze bei
Kulturveranstaltungen vermittelt.
Das Team des Armutsnetz-
werkes gratulert der Vorsitzen-
den Hilde Reaktorschek zu
diesem Erfolg!

Rot/Grün regiert
Bild: Joujou/pixelio.de
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sicherungsbeiträge und andere
Mittel zum einem echten Ar-
beitsentgelt im Sozialen Arbeits-
markt zusammenzufassen.

Der von Ihnen angesprochene
Antrag aus NRW schlägt er-
gänzend vor, das Entgelt als
Beschäftigungszuschuss zu ge-
stalten und sich bei dessen
Festlegung an den bekannten
Regelungen des Minderlei-
stungsausgleichs zu orientieren.
Das ist aber auf keinen Fall
gleichzusetzen mit der Einstu-
fung der Arbeitslosen als "sozial
behinderte Menschen", dies
entspricht ausdrücklich nicht
unserer grünen Programmatik.

Es geht ledigl ich um das in der
Praxis bewährte Modell zur Ein-
schätzung einer möglichen Min-
derleistung und die daraus fol-
gende Höhe des Beschäfti-
gungszuschusses. Es tut uns
leid, wenn dies in der gewählten
Formulierung nicht eindeutig zum
Ausdruck kommt.

Ich habe in den letzten Jahren
die Erfahrung gemacht, dass
viele Langzeitarbeitslose das
Gefühl haben, nicht mehr dazu
zugehören und unter der Situa-
tion sehr leiden. Der Soziale
Arbeitsmarkt ist nicht dafür da,
Arbeitsuchende zu einer Be-
schäftigung um der Beschäfti-
gung wil len zu zwingen. Es fehlt
aber an einer verlässl ichen
Struktur für Arbeitslose, die ohne
Unterstützung auf dem Arbeits-
markt keine Chance haben. Für
sie wollen wir den Sozialen
Arbeitsmarkt als freiwil l iges und
vor al lem verlässl iches Angebot
schaffen.

Wir kritisieren, dass die Koalition
von Union und FDP in diesem
Feld keine Verbesserungen auf
den Weg gebracht hat und zu-
dem durch die massiven Kür-
zungen bei der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik auch andere
Maßnahmen der Arbeitsförde-
rung drastisch einschränkt. Wir
fürchten, dass dadurch die-
jenigen, die einer besonders
intensiven Unterstützung bedür-
fen, dauerhaft ausgegrenzt blei-
ben. Das entspricht in keinem
Fall unseren grünen Ansprüchen.

Mit freundlichen Grüßen
Brigitte Pothmer

Suhl/Berl in (DGB/sg)
Zum aktuel len Gutachten des
Sozialbeirats der Bundesregie-
rung zum Rentenbericht erklärte
Annelie Buntenbach, DGB-Vor-
standsmitgl ied, in Berl in: „Arbeit-
geberverbände, Wissenschaftler
und Gewerkschaften haben im
Sozialbeirat einmütig darauf
hingewiesen, dass die bislang
von der Bundesregierung vor-
gelegten Pläne untauglich sind,
um Altersarmut wirksam zu
bekämpfen. Der DGB fordert die
Koalition auf, die Pläne zu
überarbeiten, damit Altersarmut
tatsächlich vermieden werden
kann.

Eine Beratunganfrage zu den
Kosten der Unterkunft aus dem
Raum Segeberg, warum bei
einer Bedarfsgemeinschaft, de-
ren Heiz- und Nebenkosten ge-
stiegen wahren, diese Kosten
nicht übernommen wurden, bra-
chte uns auf die Spur.
Nach einigen Recherchen und
Anfragen unter Abgeordneten-
watsch.de konnte der Sachver-
halt geklärt werden. Der Hinweis
kam von einer SPD-Kreistags-
Abgeodneten, dass gesetzl iche
Änderrungen im SGB I I und
SGB XII zum tragen gekommen
sind. Es lag daher nahe, dass
damit eine Satzungsermächti-
gung nach § 22a, die im Januar
201 0 in Kraft getreten ist, ge-
meint war. Die Länder können
die Kreise und kreisfreien Städte
durch Gesetz ermächtigen oder
verpfl ichten, durch Satzung zu
bestimmen, in welcher Höhe
Aufwendungen für Unterkunft
und Heizung in ihrem Gebiet
angemessen sind. Eine solche
Satzung bedarf der vorherigen
Zustimmung der obersten
Landesbehörde oder einer von
ihr bestimmten Stel le, wenn dies
durch Landesgesetz vorge-
sehen ist. Ein solches Gesetz
des Landes ist auf Nachfrage
erst in Vorbereitung.

Jobcenter Segeberg (Schles­wig­Holstein) setzt neue KdU­Satzungsermächtigung in vor­auseilendem Gehorsam um.
"Die Unentschiedenheit und Un-
verbindl ichkeit der im Antrag von
SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen dargelegten Vorstel lungen
zu einem Sozialen Arbeitsmarkt
wird auch daran deutl ich, dass
von einem „freiwil l igen Angebot“
die Rede ist. Eine solche For-
derung bleibt eine Leerformel,
solange in § 1 0 SGB I I fest-
gestel lt wird, dass Leistungs-
berechtigten jede Arbeit zumut-
bar ist, und diese Feststel lung
mit den Sanktionsparagrafen
untermauert ist. Selbstbestim-
mung und Freiwil l igkeit aufseiten
der Leistungsberechtigten sind
dem SGB II fremd." so die
Landtagsfraktion die Linke in
einem Entschließungsantrag
hierzu.

Die im Antrag genannten Eck-
punkte für einen sozialen
Arbeitsmarkt sehen eine öffent-
l ich geförderte Beschäftigung
auch im privatwirtschaftl ichen
Bereich vor. Eine solche Einbe-
ziehung der freien Wirtschaft in
den Geltungsbereich ist abzuleh-
nen, damit private Gewinn-
erwirtschaftung nicht mit öffent-
l ichen Mitteln gefördert wird.

Auch droht ein Minderleistungs-
ausgleich zu einem Einfal lstor
für eine Unterlaufungsstrategie
von gesetzl ichen Mindestlöhnen
zu werden.Foto: Ausgegrenzt/Pixello.de

Altersarmut

Freiwilligkeit gerät zur Farce




